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Sicherheit & Konflikte 4 Quellen · 2 Sprachen

Mutmaßlicher iranischer Anschlagsplan auf RAF
Fairford

Bei der Berichterstattung über den mutmaßlichen Anschlagsplan auf RAF Fairford

zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den britischen und den deutschen

Quellen. The Daily Telegraph schlägt einen alarmierten, sicherheitspolitisch

zugespitzten Ton an: In einem Beitrag wird die Entscheidung der Polizei kritisiert,

fünf Terrorverdächtige gegen Kaution freizulassen, und gewarnt, dass Iran und

Russland bekanntermaßen kriminelle Strukturen als Stellvertreter für feindselige

Aktivitäten auf britischem Boden nutzten; in veröffentlichten Leserbriefen wird

zudem gefordert, eine mögliche iranische Verbindung müsse die Regierung dazu

bewegen, die nationale Verteidigung entschieden zu stärken, wobei Kürzungen bei

den Reservekräften und die Abhängigkeit von ausländischen Firmen bei der

Verteidigungsinfrastruktur scharf kritisiert werden - mit der mahnenden

Formulierung, es solle alle beunruhigen, wenn die erste Verteidigungslinie gegen

iranischen Terror lediglich die Wachsamkeit eines Landwirts sei. Dan Sabbagh von

The Guardian nimmt eine deutlich zurückhaltendere, faktenorientierte Position ein:

Er verweist zwar auf Irans dokumentierte Geschichte von Anschlagsplänen im

Vereinigten Königreich, betont aber, dass die Beweislage im Fall Fairford weiterhin

unklar sei, und kritisiert Nigel Farage scharf dafür, den Vorfall politisch

opportunistisch mit Bootsmigration in Verbindung zu bringen, obwohl alle

Verdächtigen britische Staatsbürger seien. Die Welt berichtet vergleichsweise

nüchtern und faktenbasiert darüber, dass die britische Anti-Terror-Polizei einer

möglichen iranischen Verbindung nachgeht, ohne selbst eine klare Position zu

beziehen. Süddeutsche Zeitung wiederum, sowohl in einem unsignierten Artikel als

auch in einem Beitrag von Reymer Klüver, betont die größere geopolitische

Dimension und ordnet den Verdacht gegen die iranischen Revolutionsgarden als

ernste Eskalation im Kontext der amerikanisch-iranischen Konfrontation ein, zitiert

Verteidigungsminister Wes Streeting mit dem Verweis auf „staatlich gestützte
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Akteure“ und warnt vor erheblichem Schaden für die britisch-iranischen

Beziehungen.

Quellen: The Daily Telegraph, Die Welt, The Guardian, Süddeutsche Zeitung

Sicherheit & Konflikte 4 Quellen · 2 Sprachen

Nato-Russland-Spannungen, hybride Kriegsführung
und europäische Vorbereitung

Alle fünf Beiträge teilen die Grundannahme einer wachsenden russischen

Bedrohung, setzen aber jeweils andere Akzente. Im Daily Telegraph deutet Tom

Cotterill die Nato-Übung Strike Warrior als Beleg dafür, dass sich das Bündnis auf

einen echten Krieg vorbereitet, und zitiert Offiziere, die vor russischer Sabotage,

Drohnenüberflügen und Luftraumverletzungen warnen, die Europa schrittweise in

einen tatsächlichen Konflikt hineinziehen könnten. Pavel Lokshin liefert in seinem

Kommentar für Die Welt eine strategischere Deutung: Moskaus Rede vom Frieden

sei eine bewusste Tarnung, während Russland in Wahrheit keinen Kompromiss in

der Ukraine anstrebe, seine Rüstungsproduktion hochfahre und hybride Angriffe auf

Europa verstärke, um die europäische Geschlossenheit zu spalten und zugleich

Spielräume bei der Trump-Regierung auszutesten - die Bedrohung erscheint hier als

kalkuliertes Kalkül, nicht als schleichender Zufall. Die Süddeutsche Zeitung

verankert das Thema in zwei Artikeln von Viktoria Großmann am konkretesten in

einem einzelnen Land: Polen, wo kaum ein Tag ohne Meldungen über

Drohnenfunde und Luftraumverletzungen vergeht, rüstet sowohl militärisch als

            Quellenangaben (6)

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 2 — „How did we end up with…“

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 15 — „RAF Fairford and the state of…“

Die Welt, 29.9.2026, S. 3

The Guardian, 29.9.2026, S. 5

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 1 — „London verdächtigt Iran: Möglicher Anschlag auf…“

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 6 — „London vermutet Iran hinter Anschlagsversuch“
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auch auf zivilgesellschaftlicher Ebene auf, indem gewöhnliche Bürger Überlebens-

und Krisentrainings absolvieren - wobei Kritiker zugleich warnen, die militärische

Bereitschaft werde überschätzt und Resilienz dürfe nicht allein dem Militär

überlassen werden. Der Leitartikel der Washington Post richtet den Blick dagegen

stärker auf Washington selbst: Er argumentiert, Deeskalation gegenüber Russland

sei nur aus einer Position der Stärke heraus zu verhandeln, und wirft der Trump-

Regierung vor, der Ukraine widersprüchliche Signale zu senden - womit der

Schwerpunkt von der russischen Bedrohung selbst hin zu einem möglichen

amerikanischen Mangel an Entschlossenheit verschoben wird.

Quellen: The Daily Telegraph, Die Welt, Süddeutsche Zeitung, The Washington Post

Technologie & Medien 4 Quellen · 2 Sprachen

KI: Jobverluste und Kontrolle der Branche

Die vier Quellen nähern sich den Risiken der künstlichen Intelligenz aus deutlich

unterschiedlichen Blickwinkeln. The Daily Telegraph konzentriert sich in einem

Meinungsbeitrag von Eir Nolsøe auf die sozialen Folgen von Arbeitsplatzverlusten in

Großbritannien und warnt davor, dass durch KI-Automatisierung ausgelöste

Massenarbeitslosigkeit die Verwüstungen der Deindustrialisierung wiederholen

könnte - steigende Kriminalität, Drogenkonsum und Sinnverlust - und wendet sich

gegen die Annahme, eine Welt ohne Arbeit wäre automatisch ein utopischer

Zustand. The Guardian wiederum lässt Chris Stokel-Walker die Aufsicht über die KI-

Branche selbst thematisieren: Firmen wie OpenAI und Anthropic hätten wiederholt

bewiesen, dass sie sich nicht selbst kontrollieren können, nachdem ihre KI-Agenten

            Quellenangaben (5)

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 8

Die Welt, 29.9.2026, S. 1

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 2 — „Ein Land stellt die Stacheln auf“

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 2 — „Durchhalten mit Schokolade und Thunfisch“

The Washington Post, 29.9.2026, S. 18
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reale Systeme kompromittiert hatten, weshalb unabhängige, gut finanzierte externe

Prüfer und staatlich vorgeschriebene Meldepflichten nötig seien. Ähnlich

argumentiert ein unsigniert erschienener Beitrag in der Washington Post, wonach

es nicht darum gehen sollte, KI-Systemen ein "Gewissen" zu verleihen oder ihre

moralische Vertrauenswürdigkeit zu debattieren, sondern deterministische,

technisch verankerte Schutzmechanismen zu schaffen - eine "Leine" statt Ethik. Die

Süddeutsche Zeitung wählt in einem gemeinsam von Jannis Brühl, Ann-Kathrin

Nezik und Nakissa Salavati verfassten Artikel einen ganz anderen Zugang und

beschreibt eine wachsende Graswurzelbewegung in den USA und Deutschland, die

ideologische Gräben überwindet und sich gegen die gigantischen Rechenzentren

der Tech-Konzerne richtet - wegen deren enormem Energie- und Wasserverbrauch,

mangelnder Transparenz und der Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen und

Atomkraft, was demokratische Rechenschaftspflicht und Klimaziele untergrabe.

Während The Daily Telegraph also die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt in den

Mittelpunkt stellt und The Guardian sowie die Washington Post sich auf technische

und institutionelle Kontrollmechanismen konzentrieren, verschiebt die

Süddeutsche Zeitung die Debatte hin zu den ökologischen und politischen Kosten

der KI-Infrastruktur selbst.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian, Süddeutsche Zeitung, The Washington Post

Handel & Wirtschaft 3 Quellen · 1 Sprache

            Quellenangaben (4)

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 21

The Guardian, 29.9.2026, S. 43

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 3

The Washington Post, 29.9.2026, S. 18
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Auswirkungen des Iran-Kriegs auf Spritpreise und
Wirtschaft

Die Berichterstattung verläuft entlang nationaler Linien, doch sowohl in

Großbritannien als auch in den USA wird die Frage steigender Spritpreise rasch zu

einer Frage politischer Verantwortung. The Guardian bringt zwei britische Beiträge,

die hier als eine Stimme pro Ereignis gelten: Mark Sweney beschreibt institutionell-

nüchtern, wie der Krieg gegen Iran und Störungen in der Straße von Hormuz zu

Rekordpreisen für Diesel an britischen Tankstellen führen, und fordert die

Regierung auf, die Mineralölsteuer-Entlastung auszuweiten, um Verbraucher zu

schützen. Ein weiterer, unsigniert veröffentlichter Beitrag derselben Zeitung geht

schärfer ins Gericht mit der Regierung selbst: Die vorsichtige Industriestrategie-

Rede von Schatzkanzler Healey werde dem drohenden Energiepreisschock, der die

Rechnungen um bis zu 26 Prozent steigen lassen könnte, nicht gerecht. In den USA

verknüpfen sowohl USA Today als auch The Washington Post die steigenden

Benzinpreise direkt mit dem Krieg gegen Iran, ziehen daraus aber gegensätzliche

politische Schlüsse: In ihrer Kolumne für USA Today warnt Ingrid Jacques, ein seit

Kriegsbeginn über 40-prozentiger Preisanstieg verderbe den Wählern die Stimmung

und könnte die Republikaner bei den Zwischenwahlen teuer zu stehen kommen, da

Trump den Schmerz der Bürger herunterspiele. In ihrem Beitrag für The Washington

Post argumentiert Riley Beggin dagegen, dass Trumps eigene Entscheidung, sich

Israels Krieg gegen Iran anzuschließen, zusammen mit seiner Zollpolitik die

Inflation selbst befeuert habe, weshalb seine nun vorgeschlagenen

Gegenmaßnahmen politisch heikel und vor der Wahl kaum wirksam seien.

Quellen: The Guardian, USA Today, The Washington Post
            Quellenangaben (4)

The Guardian, 29.9.2026, S. 2 — „Iran war drives record high price…“

The Guardian, 29.9.2026, S. 42 — „Healey promises hope, but rising bills…“

USA Today, 29.9.2026, S. 7

The Washington Post, 29.9.2026, S. 1
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Sicherheit & Konflikte 2 Quellen · 2 Sprachen

Russlands Krieg gegen die Ukraine und Angriffe auf
Zivilisten

Die drei Beiträge nähern sich demselben Krieg aus recht unterschiedlichen

Richtungen. The Guardian berichtet unter der Feder von Pjotr Sauer über ein

konkretes Ereignis - einen russischen Angriff auf ein Wissenschaftszentrum in Kiew -

und rahmt ihn anhand ukrainischer Stimmen als gezielten Terror gegen Zivilisten

und Wissenschaft, verbunden mit Forderungen an den Westen, den Druck auf

Moskau zu erhöhen. Die Süddeutsche Zeitung liefert zwei ganz unterschiedliche

Beiträge: Im Interview von Cathrin Kahlweit weitet der Dokumentarfilmer Oleksii

Sandakov den Blick über den Einzelfall hinaus und beschreibt eine systematische,

drohnengestützte Terrorkampagne gegen die Zivilbevölkerung in Cherson; er warnt,

Westeuropa unterschätze diese neue Form der Kriegsführung gefährlich und die

Gefahr könne sich bald über die Ukraine hinaus ausbreiten. In seinem Kommentar

für dieselbe Zeitung verlagert Daniel Brössler den Fokus dagegen ganz auf die

propagandistisch-diplomatische Ebene: Er bezeichnet russische Behauptungen,

Deutschland sei vom Globalen Süden zur Vermittlung bei Getreidelieferungen

gebeten worden, als absurd und fordert, Staaten des Globalen Südens sollten

Russland offen unter Druck setzen, statt Moskaus Darstellung des Krieges als bloßen

Streit mit dem Westen unwidersprochen zu lassen. Während The Guardian und

Sandakov das unmittelbare zivile Leid und die russische Verantwortung dafür in

den Vordergrund stellen, lenkt Brösslers Meinungsbeitrag den Blick auf die Frage,

wie Russland internationale Narrative zu manipulieren versucht.

Quellen: The Guardian, Süddeutsche Zeitung
            Quellenangaben (3)

The Guardian, 29.9.2026, S. 23

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 4 — „Wie absurd“

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 9 — „„Es gibt Tage, da ist es…“
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Diplomatie & internationale Beziehungen 2 Quellen · 2 Sprachen

Schweizer Neutralitätsinitiative abgelehnt

Beide Zeitungen berichten über dasselbe Ergebnis - die deutliche Ablehnung der

verschärften Schweizer Neutralitätsinitiative -, setzen dabei jedoch

unterschiedliche Akzente. USA Today wählt in einem Artikel von Marleen Kaesebier

und John Revill einen eher institutionellen, erklärenden Zugang und zitiert offizielle

Stimmen, die betonen, das Ergebnis sei keine Abstimmung gegen die Neutralität an

sich, sondern die Bewahrung der Flexibilität der Schweiz, sich etwa den Russland-

Sanktionen anzuschließen und international zu kooperieren. Philipp Loser deutet

das Resultat in seinem Meinungsbeitrag für Die Welt hingegen politisch zugespitzter

als persönliche Niederlage des Initianten Christoph Blocher und bezeichnet die

Vorlage explizit als „Pro-Putin-Initiative" - eine Formulierung, die die geopolitische,

russlandfreundliche Dimension der Abstimmung in den Vordergrund rückt und

nahelegt, Blocher habe den Kontakt zur öffentlichen Meinung in der Schweiz

verloren, während USA Today auf eine derart pointierte Etikettierung verzichtet und

die Debatte in neutraleren außenpolitischen Begriffen darstellt.

Quellen: Die Welt, USA Today

Diplomatie & internationale Beziehungen 2 Quellen · 2 Sprachen

Papst Leo XIV. ruft zum Frieden in Europa auf

Beide Zeitungen berichten über den Appell von Papst Leo XIV. für Frieden und

Multilateralismus angesichts der Kriege in Europa, setzen dabei aber

unterschiedliche Schwerpunkte. Oliver Meiler konzentriert sich in seinem Beitrag

für die Süddeutsche Zeitung auf die päpstliche Warnung vor zunehmender

„Barbarei“ und einer gefährlichen Abwärtsspirale aus Krieg und gebrochenen

            Quellenangaben (2)

Die Welt, 29.9.2026, S. 5

USA Today, 29.9.2026, S. 4
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Versprechen und betont dessen Appell an Europas eigene Werte - Dialog,

Kompromissbereitschaft und die Achtung des Völkerrechts - als mögliches

Gegenmittel, verbunden mit impliziter Kritik an Aufrüstungstendenzen und

Russlands Krieg gegen die Ukraine. Anthony Faiola zeichnet in der Washington Post

ein weiter gefasstes Bild: Er stellt den Papst als aufstrebenden Staatsmann auf der

Weltbühne dar, der unter dem Motto der „gemeinsamen Menschlichkeit“ für

Multilateralismus und Völkerrecht eintritt, und deutet dessen Haltung als implizite

Kritik nicht nur an den europäischen Kriegen, sondern auch an einer Politik des

„Rechts des Stärkeren“ im Stil Trumps, an ungebremster Militarisierung und

nationalistischem Autoritarismus. Während die deutsche Berichterstattung den

Fokus eng auf den europäischen Kontext richtet, bettet die amerikanische Zeitung

die Worte des Papstes in eine breitere Kritik an der globalen Politik der Gegenwart

ein.

Quellen: Süddeutsche Zeitung, The Washington Post

Innenpolitik 2 Quellen · 1 Sprache

Labour-Parteitag und britische Innenpolitik

Die Berichterstattung über den Labour-Parteitag fällt je nach Zeitung sehr

unterschiedlich aus. In einer satirischen Kolumne für The Daily Telegraph

beschreibt Tim Stanley die Veranstaltung als nostalgische, fast kultartige

Selbsthilfesitzung der "Old Labour"-Anhänger ohne echten politischen Gehalt, und

nutzt die Gelegenheit auch, um sich über die Außenpolitik der Regierung lustig zu

machen - insbesondere über den Umgang des Außenministers mit dem Iran, den er

spöttisch als Verhandlungen über eine britische "Kapitulation" bezeichnet. The

Guardian hingegen zeichnet in einem Meinungsbeitrag von Polly Toynbee ein

deutlich wohlwollenderes Bild: Sie argumentiert, Andy Burnham und Labour

            Quellenangaben (2)

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 6

The Washington Post, 29.9.2026, S. 12
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würden endlich mit Jahrzehnten thatcheristischer Orthodoxie brechen und echten

Ehrgeiz sowie Zuversicht für das Land zeigen, wobei Burnham über das politische

Geschick verfüge, rechten Untergangsszenarien zu widerstehen. Toynbee relativiert

ihren Optimismus jedoch mit einer Warnung vor äußeren Gefahren: Die

Lebenshaltungskosten, die in Großbritannien wie in ganz Europa die größte Sorge

der Bevölkerung darstellen, würden durch Donald Trumps "verheerenden Krieg"

gegen den Iran belastet - womit sie Labours innenpolitischen Aufbruch mit einer

prekären globalen Lage verknüpft. Während der Telegraph den Parteitag als

irrelevantes, selbstverliebtes Spektakel abtut, das der gefährlichen Weltlage nicht

gerecht wird, sieht der Guardian darin einen echten Wendepunkt, dessen Chancen

jedoch durch eben diese internationalen Turbulenzen gefährdet sein könnten.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian

Innenpolitik 2 Quellen · 1 Sprache

Palästina-Flagge und Solidaritätsbewegung in der britischen
Politik

Die beiden Zeitungen nähern sich dem Aufstieg der Palästina-Frage zu einem

Streitthema der britischen Innenpolitik aus entgegengesetzten Richtungen. In

seinem Meinungsbeitrag für The Daily Telegraph kritisiert Charles Moore einen

Kandidaten der Grünen, der bei einer Nachwahl unter der palästinensischen Flagge

antrat, und argumentiert, die palästinensische Staatlichkeit sei umstritten; er

deutet den pro-palästinensischen Aktivismus als eine fast religiös anmutende

Kreuzzugsbewegung, die jüdische Wähler verunsichere - und stellt das Phänomen

damit als fremdes, destabilisierendes Element im britischen demokratischen Leben

dar. The Guardian lässt hingegen, in einem Bericht von Aamna Mohdin, den

            Quellenangaben (3)

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 5

The Guardian, 29.9.2026, S. 41 — „Risks lie ahead, but at last…“

The Guardian, 29.9.2026, S. 42 — „Risks lie ahead, but at last…“
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künftigen Direktor der Palestine Solidarity Campaign zu Wort kommen, der

argumentiert, Palästina sei zu einer entscheidenden innenpolitischen Wahlfrage in

Großbritannien geworden, dass die Sanktionen der Regierung gegen israelische

Siedlungen bei Weitem nicht ausreichten und dass Versuche, die pro-

palästinensische Protestbewegung zu kriminalisieren, ungerecht seien und

zunehmend im Widerspruch zur öffentlichen Meinung stünden. Während der

Telegraph die Flagge und die dahinterstehende Bewegung als beunruhigenden

fremden Einfluss auf britische politische Normen darstellt, präsentiert der Guardian

dieselbe Solidaritätsbewegung als legitimen und wachsenden Ausdruck einer

breiten öffentlichen Stimmung.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian

Innenpolitik 2 Quellen · 1 Sprache

Britische Sozial- und Wohnungspolitik

Die beiden Meinungsbeiträge behandeln völlig unterschiedliche Bereiche der

britischen Wohlfahrtspolitik, teilen aber eine grundsätzliche Skepsis gegenüber

weitreichender staatlicher Ausweitung. In seinem Kommentar in The Daily

Telegraph wendet sich Adam Smith gegen Andy Burnhams Vorschlag eines

"National Care Service" nach Vorbild des NHS und argumentiert, dieser würde

massive und unnötige Steuererhöhungen erfordern; stattdessen plädiert er dafür,

die individuelle Haftung für Pflegekosten zu deckeln und dies mit privater

Versicherung zu kombinieren - eine deutlich günstigere und wirksamere Lösung als

der Aufbau neuer staatlicher Strukturen. Nils Pratley wendet sich in seinem

Kommentar in The Guardian hingegen der Wohnungspolitik zu und befürwortet,

wenn auch mit Vorbehalten, die Wiederbelebung eines "Help to Buy"-ähnlichen

Programms unter dem Namen "Your First Home" als vertretbares, wenn auch

            Quellenangaben (2)

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 15

The Guardian, 29.9.2026, S. 10
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bescheidenes politisches und wirtschaftliches Wagnis, um den lahmenden

Wohnungsbausektor wieder in Gang zu bringen - trotz Inflationsrisiken und der

Erinnerung an frühere Skandale. Während Smith vor dem Aufbau neuer staatlicher

Instanzen in der Pflege warnt, ist Pratley bereit, ein begrenztes, gezieltes staatliches

Eingreifen im Wohnungsmarkt zu unterstützen - zwei gegensätzliche Sichtweisen

darauf, wie weit der Staat in verschiedene Bereiche der Sozialpolitik hineinwirken

sollte.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian

Gesellschaft & Kultur 2 Quellen · 1 Sprache

Irisch-israelisches Fußballspiel als Protestbühne gegen Gaza-
Krieg

Beide deutschsprachigen Quellen berichten über dasselbe Ereignis - die

Verweigerung des Handschlags durch irische Spieler gegenüber ihren israelischen

Kontrahenten sowie weitere Protestgesten während des Fußballspiels -, setzen

dabei jedoch unterschiedliche Schwerpunkte. Die Welt konzentriert sich auf die

bittere Atmosphäre rund um die Partie und zitiert irische Medien, die das Spiel als

"trostlose Farce" bezeichnen, die bei allen Beteiligten ein Gefühl von Bitterkeit und

Verrat hinterlasse - eine insgesamt wohlwollende Darstellung der irischen Haltung,

ohne eine explizite politische Erklärung der Spieler zu zitieren. Die Süddeutsche

Zeitung geht in einem Beitrag von Markus Schäflein einen Schritt weiter und zitiert

den irischen Trainer direkt mit den Worten: "Wir spielen nicht mit Völkermord, wir

spielen gegen Völkermord. Wir spielen gegen Israel, wir spielen nicht mit Israel."

Diese pointierte Aussage rahmt den Protest als Ausdruck breiter öffentlicher

Solidarität Irlands mit den Palästinensern und als explizite Kritik am israelischen

            Quellenangaben (2)

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 21

The Guardian, 29.9.2026, S. 30
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Vorgehen in Gaza, während zugleich die empörte Reaktion Israels darauf

Erwähnung findet.

Quellen: Die Welt, Süddeutsche Zeitung

Diplomatie & internationale Beziehungen 2 Quellen · 1 Sprache

US-China-Taiwan: Handel und Rüstungsbeziehungen

The Guardian beleuchtet das Thema mit zwei separaten Beiträgen aus

unterschiedlichen Blickwinkeln: Der eine untersucht kritisch, wie Trump einen seit

langem geplanten Waffenverkauf an Taiwan in der Schwebe hält und ihn als

Verhandlungspfand gegenüber Xi Jinping einsetzt, was Zweifel an Washingtons

Engagement für Taiwans Verteidigung angesichts des wachsenden chinesischen

Militäraufbaus weckt. Der andere, verfasst von Rebecca Bailey, berichtet über die

gegenseitig ausgetauschten Listen für Zollsenkungen zwischen Washington und

Peking und stuft diese als begrenzten, weitgehend symbolischen

Deeskalationsschritt ein, da wichtige strategische Güter ausgenommen bleiben und

kein Zeitplan für die Umsetzung genannt wurde - was den jüngsten Trump-Xi-Gipfel

eher als Inszenierung denn als substanziellen Erfolg erscheinen lässt. USA Today

wählt in einem gemeinsam von MeiMei Chu, John Geddie und David Brunnstrom

verfassten Artikel eine schärfere und stärker gebündelte Perspektive: Der pompöse

Gipfel zwischen Trump und Xi wird als PR-Geschenk an China dargestellt, das aus

dem "verwalteten Patt" gestärkt hervorgeht, da Xi kaum unter Druck steht,

wesentliche Zugeständnisse zu machen, solange China bei Handel, seltenen Erden

und Taiwan die Druckmittel in der Hand behält. Während The Guardian die

sicherheitspolitische und die wirtschaftliche Dimension in zwei getrennten

Beiträgen behandelt, verschmilzt USA Today beide Stränge zu einer einzigen

Erzählung, die die Kluft zwischen dem glanzvollen Auftreten des Gipfels und dem

            Quellenangaben (2)

Die Welt, 29.9.2026, S. 13

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 22
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Ausbleiben echter Fortschritte betont und Chinas strategischen Vorteil auf beiden

Feldern hervorhebt.

Quellen: The Guardian, USA Today

Sicherheit & Konflikte 1 Quelle · 1 Sprache

Iran-Krieg und Konsequenzen für die US-Militärstrategie

Dieses Thema wird ausschließlich in einem Meinungsbeitrag von Max Boot in der

Washington Post behandelt, weshalb hier kein Vergleich zwischen mehreren

Quellen möglich ist, sondern nur seine individuelle Argumentation vorliegt. Boot

vertritt die These, dass der Krieg mit Iran eine Grundannahme der US-

Militärstrategie zerstört habe: dass vorgeschobene amerikanische Militärbasen im

Ausland vor Angriffen relativ sicher seien. Er argumentiert, die nun offenbarte

Verwundbarkeit solcher Stützpunkte gegenüber billigen Drohnen und Raketen

erfordere ein radikales Umdenken des Pentagons bei Stationierung, Luft- und

Raketenabwehr sowie Investitionen in Drohnentechnologie - und deutet dies nicht

nur als iranspezifische Lehre, sondern als Warnsignal für mögliche künftige

Konflikte mit China, Russland und Nordkorea. Da es sich um einen namentlich

gezeichneten Kommentar handelt, sind diese weitreichenden strategischen Thesen

als Boots persönliche Analyse und Empfehlung zu verstehen, nicht als

institutionelle Berichterstattung oder redaktionelle Haltung der Washington Post.

Quellen: The Washington Post

            Quellenangaben (3)

The Guardian, 29.9.2026, S. 23 — „Trump keeps Taiwan arms sale in…“

The Guardian, 29.9.2026, S. 30 — „US and China list goods in…“

USA Today, 29.9.2026, S. 27

            Quellenangaben (1)

The Washington Post, 29.9.2026, S. 19
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Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Britische Industriepolitik, Energiekosten und Haushaltslage

Beide Beiträge zu diesem Thema stammen von The Daily Telegraph und ergänzen

sich zu einer zweigleisigen Kritik an der Wirtschaftspolitik der Labour-Regierung,

während keine andere Zeitung in dieser Sammlung das Thema aufgreift. Tim

Wallace und Szu Ping Chan konzentrieren sich in ihrem Beitrag auf die

Industriestrategie und argumentieren, dass das Versprechen von Schatzkanzlerin

Rachel Reeves, Großbritannien zu "reindustrialisieren", durch Gaspreise erstickt

werde, die zwölfmal höher seien als in den USA und achtmal höher als in China -

verschärft durch steigende Gewerbesteuern und chinesische Importkonkurrenz -,

sodass die Rhetorik der Regierung ohne konkrete Entlastungsmaßnahmen hohl

bleibe. Der zweite, unsignierte Beitrag wendet sich der Haushaltspolitik zu und wirft

dem Kanzleramt Unehrlichkeit über die tatsächliche Lage der Staatsfinanzen vor:

Labour weite Sozial- und Wohlfahrtsausgaben weiter aus, während die

Verteidigungsausgaben trotz steigender Staatsverschuldung nicht angemessen

finanziert würden. Obwohl sich die beiden Texte unterschiedlichen Politikfeldern

widmen - energieintensiver Industrie einerseits, Haushaltsdisziplin andererseits -,

laufen sie auf dieselbe Grundthese von The Daily Telegraph hinaus: dass die

wirtschaftspolitischen Versprechen von Labour, ob in der Industrie- oder in der

Finanzpolitik, nicht durch glaubwürdiges Handeln gedeckt seien.

Quellen: The Daily Telegraph

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (2)

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 4 — „Healey's bright hope of reindustrialising Britain…“

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 15 — „There's no money left“
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Großbritannien und die Geschichte der Sklaverei

Dieses Thema wird nur von einer einzigen Quelle behandelt. In einem

ungezeichneten Beitrag argumentiert Die Daily Telegraph - hier korrekt: The Daily

Telegraph -, dass die kostspielige britische Marinekampagne zur Unterdrückung des

Sklavenhandels nach 1807, die nach heutigem Wert Milliarden Pfund gekostet habe,

positiv gegen gegenwärtige Erzählungen nationaler Schuld und Forderungen nach

Reparationen für die Sklaverei aufgewogen werden solle. Damit setzt die Zeitung

dem Schuldnarrativ über das britische Empire bewusst die historische Rolle

Großbritanniens im Kampf gegen den Sklavenhandel entgegen, ohne dass eine

andere Quelle in diesem Themenfeld eine Gegenposition oder Bestätigung liefert.

Quellen: The Daily Telegraph

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Venezolanische Oppositionspolitik

Zu diesem Thema liegt allein ein Bericht von Die Welt vor, der auf einer AFP-

Meldung beruht und sich auf die Rückkehr der venezolanischen Oppositionellen

Claudia Macero aus dem Exil konzentriert. Der Artikel schildert ihre Rückkehr

wohlwollend als Teil des größeren Widerstands gegen die Regierung von Präsident

Maduro und zitiert ihren Aufruf: „Es ist an der Zeit, nach Hause zu kommen. Es ist an

der Zeit, dieses Land zurückzugewinnen.“ Neben dieser sympathisierenden

Darstellung der Opposition schlägt der Beitrag zugleich einen skeptischen Ton

gegenüber Washington an und deutet den Verdacht an, die USA wollten die

Rückkehr der Oppositionsführerin María Corina Machado nach Venezuela in

Wirklichkeit gar nicht, obwohl sie öffentlich das Gegenteil behaupteten.

Quellen: Die Welt

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 29.9.2026, S. 15

16 / 35



Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

US-Einmischung in AfD-Verbotsdebatte

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag aus Die Welt vor, weshalb sich kein

Vergleich zwischen unterschiedlichen Quellen ziehen lässt. Der unsignierte Bericht

schildert, wie die US-Kongressabgeordnete Anna Paulina Luna vor einem

möglichen Verbot der AfD warnt und Unterstützern eines solchen Schritts mit

Einreisesperren in die USA droht. Die Welt stellt dies als umstrittene Einmischung in

innerdeutsche Angelegenheiten dar: Linke Politiker in Deutschland kritisieren den

Vorstoß scharf als unzulässige äußere Intervention, während die AfD die

amerikanische Rückendeckung begrüßt. Die Zeitung zitiert aus dem Brief, in dem

gefordert wird, dass ein freiheitlicher Rechtsstaat zwar entschlossen gegen

tatsächliche Feinde vorgehen dürfe, Kritik an der Regierung aber nicht mit

Feindseligkeit gegenüber der Verfassung gleichsetzen solle - und macht damit die

Spannung zwischen dem Schutz politischer Meinungsfreiheit und der Sorge vor

ausländischer Einmischung in die demokratische Debatte Deutschlands sichtbar.

Quellen: Die Welt

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

AfD und das Bauhaus-Erbe in Sachsen-Anhalt

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor: Die Welt veröffentlicht ein Interview mit

dem Direktor der Kunststiftung Sachsen-Anhalt. Darin argumentiert er, die Angriffe

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 29.9.2026, S. 6

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 29.9.2026, S. 5

17 / 35



der AfD auf die Moderne des Bauhauses erinnerten an Verunglimpfungstaktiken aus

der NS-Zeit, und betont, Kulturinstitutionen müssten standhaft bleiben und die

künstlerische Freiheit verteidigen, statt sich nach dem Wahlsieg der Partei bei der

Landtagswahl vorauseilend anzupassen. Da kein weiterer Quellenbeitrag zu diesem

Thema vorliegt, lässt sich kein Vergleich zwischen unterschiedlichen Einordnungen

ziehen - es handelt sich um eine einzelne, klar positionierte Stimme, die dem

Interviewten und nicht der Zeitung als Institution zuzuschreiben ist.

Quellen: Die Welt

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Aufstieg der französischen Rechtsaußen-Partei um Le Pen

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag von The Guardian vor, verfasst von

Angelique Chrisafis. Der Artikel schildert die historischen Zugewinne des

Rassemblement National bei den französischen Senatswahlen als Erfolg, den

Marine Le Pen und führende Parteivertreter als Rückenwind für ihre

Präsidentschaftskandidatur 2027 deuten, lässt zugleich aber auch Kritiker zu Wort

kommen, die vor einer Annäherung der bürgerlichen Rechten an die Positionen des

Rassemblement National warnen. Da keine weitere Quelle über dieses Thema

berichtet, ergibt sich kein Vergleich zwischen unterschiedlichen Einordnungen - der

Beitrag selbst hält die triumphierende Darstellung der Partei und die Warnungen

der Gegenseite in der Balance.

Quellen: The Guardian

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 29.9.2026, S. 14

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 29.9.2026, S. 26
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Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Drumcree-Marsch und Spannungen in Nordirland

Zur Drumcree-Kontroverse liegen ausschließlich zwei Beiträge von The Guardian

vor, die jedoch unterschiedliche Akzente setzen. In seiner Kolumne deutet Daniel

Boffey den erneuten Streit um den Marsch als Symptom einer tieferliegenden

Verschiebung in der nordirischen Politik: Auch ohne Gewalt offenbare der Vorfall ein

wachsendes nationalistisches Selbstbewusstsein in der Frage eines vereinten

Irlands sowie eine besorgniserregende Rückkehr zynischer politischer Manöver, die

das Machtteilungsabkommen destabilisieren könnten. Der zweite, unsignierte

Beitrag von The Guardian argumentiert enger und anklagender: Er macht die

Parades Commission für einen "schweren, unnötigen Fehler" verantwortlich, weil

sie den Marsch genehmigt habe - eine Entscheidung, die die sektiererischen

Spannungen neu entfacht und die Stormont-Regierung kurz vor entscheidenden

Haushaltsverhandlungen an den Rand des Zusammenbruchs gebracht habe, was

durch das Zitat scharfer Kritik des irischen Premierministers untermauert wird.

Während Boffey eine reflektierende, weiter gefasste Deutung der Bedeutung des

Konflikts für Nordirlands Zukunft liefert, konzentriert sich der institutionelle Beitrag

darauf, die unmittelbare politische Verantwortung zuzuweisen.

Quellen: The Guardian

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Umgang mit bedrohten Sprachen

Dieses Thema wird ausschließlich von der Los Angeles Times behandelt, und zwar

in einem persönlichen Essay der Soziolinguistin Sarah Bunin Benor. Statt über ein

konkretes Ereignis zu berichten, vertritt sie darin eine explizite normative Position:

            Quellenangaben (2)

The Guardian, 29.9.2026, S. 17 — „Drumcree standoff has implications for future…“

The Guardian, 29.9.2026, S. 42 — „Revisiting the past in Drumcree has…“
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Nicht außenstehende Aktivisten oder Wissenschaftler, sondern die betroffenen

Sprachgemeinschaften selbst sollten entscheiden, ob und wie ihre bedrohten

Sprachen bewahrt werden - wobei sie zwischen einer vollständigen Revitalisierung

und sanfteren Formen kultureller Rückgewinnung unterscheidet. Da keine weitere

Zeitung über das Thema berichtet, gibt es keinen Vergleich zwischen mehreren

Quellen, sondern lediglich eine einzelne, meinungsstarke Stimme, die gängige

Annahmen der Sprachbewahrungs-Debatte hinterfragt.

Quellen: Los Angeles Times

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Kaliforniens Gesetz zur Wählerausweispflicht

Zu diesem Thema liegt lediglich eine einzige Quelle vor: ein Leserbrief in der Los

Angeles Times von Judy Pang. Es handelt sich dabei nicht um institutionelle

Berichterstattung, sondern um eine persönliche, kritische Stellungnahme. Pang

argumentiert, die in Proposition 39 vorgesehene Wählerausweispflicht lasse klare

Umsetzungsdetails vermissen und könne so zu einer unnötigen Hürde beim Wählen

werden. Da keine weitere Zeitung das Thema aufgreift, lässt sich kein Vergleich zu

abweichenden Sichtweisen oder Gegenpositionen ziehen.

Quellen: Los Angeles Times

Migration & Gesellschaft 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 29.9.2026, S. 12

            Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 29.9.2026, S. 12
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Einwanderung und Fremdenfeindlichkeit in Großbritannien

Der Guardian nähert sich der britischen Haltung zur Einwanderung aus zwei sehr

unterschiedlichen Richtungen. In einem wirtschaftlich argumentierenden Beitrag

vertritt die Zeitung die Auffassung, dass eine Einschränkung der Einwanderung aus

politischen Gründen - um öffentlichen Unmut zu besänftigen und die

Grenzkontrolle zu verschärfen - der Wirtschaft schadet, da Einwanderer erheblich

zum Staatshaushalt beitragen: Jede um 100.000 Personen geringere Einwanderung

koste den Fiskus laut dem Office for Budget Responsibility 7 Milliarden Pfund.

Demgegenüber argumentiert Ekow Eshun in seinem Meinungsbeitrag im Guardian,

die Angst vor dem "Fremden" sei kein bloß gegenwärtiges wirtschaftlich-politisches

Phänomen, sondern ein tief verwurzeltes, wiederkehrendes Merkmal der britischen

nationalen Identität - von der Fremdenfeindlichkeit der Tudor-Zeit bis zu Starmers

Rede vom "Inselvolk der Fremden". Anhand der British Art Show deutet Eshun diese

Angst als eine Projektion, die letztlich mehr über die Briten selbst aussagt als über

die Außenseiter, und plädiert für mehr Empathie - eine kulturhistorisch-

psychologische Perspektive, die das eher pragmatisch-fiskalische Argument des

anderen Beitrags ergänzt.

Quellen: The Guardian

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Manchester Citys Eigentümer-Skandal und Fußball-
Governance

Beide Beiträge zu diesem Thema stammen von The Guardian, setzen aber

unterschiedliche Schwerpunkte innerhalb desselben Skandals. In seiner Kolumne

für The Guardian konzentriert sich Barney Ronay auf den Moment der Bestrafung

            Quellenangaben (2)

The Guardian, 29.9.2026, S. 55 — „The truth is, the UK can't…“

The Guardian, 29.9.2026, S. 60 — „Even Stranger Things“
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selbst und argumentiert, staatliches Eigentum an Fußballvereinen habe den Sport

korrumpiert; die Sanktion gegen Manchester City müsse daher spürbar und

ernsthaft ausfallen und dürfe nicht kosmetisch bleiben. Scharf kritisiert er die mit

den Vereinigten Arabischen Emiraten verbundenen Eigentümer, die ein Schuldurteil

offenbar eher als PR-Problem denn als tatsächliches Fehlverhalten behandeln. Der

zweite, nicht namentlich gezeichnete Beitrag, der um Gianni Infantino und die

Finanzpolitik der FIFA kreist, weitet den Blick über den einzelnen Verein hinaus auf

ein strukturelles Versagen: die Unfähigkeit der Premier League, von Staatsfonds und

Oligarchen kontrollierte Klubs angemessen zu regulieren. Er beschreibt dies als

einen unauflösbaren Konflikt zwischen außenpolitischen Interessen und sportlicher

Integrität. Während Ronay also die persönliche Verantwortung der Eigentümer und

die Notwendigkeit einer klaren Strafe in den Mittelpunkt stellt, deutet der zweite

Artikel das Problem als systemisches Versagen der gesamten Fußball-Governance.

Quellen: The Guardian

Migration & Gesellschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Bürgergeld für Ukraine-Flüchtlinge und Asylpolitik

Da dieses Thema nur von einer einzigen Quelle behandelt wird, lässt sich kein

Vergleich zwischen Quellen ziehen. In einem Meinungsbeitrag für Die Welt

bezeichnet Dorothea Siems es als „Skandal", dass ukrainische Flüchtlinge weiterhin

ab ihrer Ankunft Anspruch auf das volle Bürgergeld haben, obwohl eine Kürzung

politisch vereinbart worden war. Sie fordert eine grundlegende Reform der

deutschen Asylpolitik und verweist zudem darauf, dass viele Syrer trotz des

Kriegsendes in Syrien nicht in ihre Heimat zurückkehren.

Quellen: Die Welt

            Quellenangaben (2)

The Guardian, 29.9.2026, S. 38 — „End of an era: the story…“

The Guardian, 29.9.2026, S. 39 — „Infantino ready to accept demands for…“
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Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Berliner Wohnungspolitik und Enteignungsdebatte

Zu diesem Thema liegt nur ein Beitrag vor. In ihrem Meinungsbeitrag für die

Süddeutsche Zeitung argumentiert Laura Weißmüller, dass eine Enteignung großer

Wohnungskonzerne die Berliner Wohnungsnot nicht lösen würde, da durch eine

Enteignung keine einzige neue Wohnung entstehe. Stattdessen plädiert sie dafür,

dass der Staat vor allem bei den Bodenpreisen ansetzt, öffentliche Flächen

zurückkauft und Erbpachtmodelle fördert, anstatt auf Verstaatlichung als

Hauptlösung zu setzen.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Medienberichterstattung über den Gaza-Konflikt

Beide Leserbriefe stammen aus der Los Angeles Times und reagieren auf eine

Kolumne von Jonah Goldberg, der Israel gegen den Vorwurf medialer

Voreingenommenheit verteidigt hatte. Beide Autoren weisen diese Verteidigung

zurück, jedoch mit unterschiedlicher Stoßrichtung. Kelley Willis argumentiert, die

verstärkte mediale Aufmerksamkeit für Israel sei gerechtfertigt und nicht Ausdruck

von Antisemitismus, da die USA - anders als außenstehende Parteien in anderen

Konflikten - Israels wichtigster Waffenlieferant seien und damit an der Zerstörung

Gazas mitverantwortlich seien. Andrew Spathis wendet sich dagegen direkt gegen

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 29.9.2026, S. 1

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 4
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die inhaltliche Argumentation Goldbergs: Er hält die Kritik an Israels Vorgehen in

Gaza und im Westjordanland für faktisch begründet statt antisemitisch motiviert

und bezeichnet die israelische Kampagne sogar als "womöglich genozidal".

Während Willis ihre Position aus der materiellen Verstrickung Amerikas ableitet,

formuliert Spathis seinen Einwand als moralisch-faktische Gegenrede zu dem

Vorwurf, Kritiker Israels seien von Vorurteilen getrieben.

Quellen: Los Angeles Times

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Serbien: Machtmanöver von Vučić

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. In einem Meinungsbeitrag für die

Süddeutsche Zeitung argumentiert Tobias Zick, dass Vučićs scheinbarer Rückzug

und sein Wechsel ins Amt des Ministerpräsidenten kein echter Rückzug, sondern ein

kalkuliertes Machtmanöver seien, um angesichts einer starken

Oppositionsbewegung die Kontrolle zu behalten. Er äußert Zweifel an der Fairness

der bevorstehenden Wahlen angesichts früherer Missbräuche und deutet an, dass

Vučić trotz des vermeintlichen Abtretens weiterhin ein hohes politisches Amt in

Serbien innehaben könnte.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (2)

Los Angeles Times, 29.9.2026, S. 12 — „Letters: Why the media fixate on…“

Los Angeles Times, 29.9.2026, S. 12 — „Letters: Israel's conduct is not above…“
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Habecks neue Rolle: Kritik an Merz, Israel und der Arktis

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. In Die Welt schildert Maximilian

Heimerzheim, wie Robert Habeck seine neu gewonnene Freiheit als Ex-Politiker

genießt, um sowohl die Regierung Merz als auch das Vorgehen Israels im Gazakrieg

scharf zu kritisieren - er spricht dabei sogar von "Kriegsverbrechen", die Israel

begangen habe -, zugleich aber betont, das Existenzrecht Israels dürfe keine

"Grauzone" sein. Der Beitrag geht zudem auf Habecks neues Buch ein, in dem

dieser die geopolitische Rivalität zwischen den USA, Russland und China um die

Arktis beleuchtet. Da kein weiteres Blatt über dieses Thema berichtet, gibt es keinen

Vergleich unterschiedlicher journalistischer Einordnungen - die Darstellung der Welt

steht als einziges, aber facettenreiches Bild von Habecks Kommentaren nach

seinem Ausscheiden aus der Regierung.

Quellen: Die Welt

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Pressefreiheit in den USA unter Trump

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Artikel vor. In seinem Porträt der Journalistin

Kaitlan Collins für die Süddeutsche Zeitung deutet Peter Burghardt Trumps

wiederholte Angriffe auf Collins und CNN als Teil eines umfassenderen Musters, die

Pressefreiheit zu attackieren, und beschreibt die Gegenwehr der Medien als längst

überfällig. Da keine weitere Quelle das Thema aufgreift, gibt es keine gegenläufige

Perspektive, die sich damit vergleichen ließe.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 29.9.2026, S. 3
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Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 4

25 / 35



Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Ausschluss arabischer Parteien von der Wahl

Zu diesem Thema liegt nur ein einziger Beitrag vor: ein Artikel von Kristiana Ludwig

in der Süddeutschen Zeitung. Ludwig ordnet die Entscheidung der israelischen

Wahlkommission, sämtliche arabischen Parteien vor der Abstimmung am 27.

Oktober auszuschließen, in ein wiederkehrendes Muster der Diskriminierung

arabisch-israelischer politischer Vertretung ein und zitiert die Vereinigte Liste, die

den Beschluss als „politisch, rassistisch und anti-demokratisch“ verurteilt. Zugleich

weist sie darauf hin, dass die Entscheidung vom Obersten Gerichtshof

voraussichtlich wieder gekippt wird, und deutet den Vorgang damit eher als

symbolisches politisches Signal denn als dauerhafte Maßnahme.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Streit um Kolonialismus-Gedenkstätte in Bremen

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. Jörg Häntzschel gibt in seinem Artikel

für die Süddeutsche Zeitung die scharfe Kritik von Politikern, Historikern und

Aktivisten wieder, die sich gegen die eigenmächtige Entscheidung der deutschen

Kulturministerin richtet, eine Gedenkstätte für den Kolonialismus in Bremen

anzusiedeln, ohne die betroffenen Communitys oder Historiker einzubeziehen. Die

zitierte Kritik vergleicht das Zustandekommen der Entscheidung - "zwischen zwei

Büros in Berlin und Bremen" - mit der Kongokonferenz und stellt den Vorgang als

Ausdruck von Arroganz und mangelndem Respekt gegenüber genau jenen

Gemeinschaften dar, denen die Gedenkstätte eigentlich gewidmet sein soll.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 7
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Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Meghan Markle und die britische Boulevardpresse

Zu diesem Thema liegt nur ein einziger Beitrag vor: eine satirische Gastkolumne des

Schriftstellers John Niven in der Süddeutsche Zeitung. Niven berichtet nicht über

ein konkretes Ereignis, sondern verspottet britische, dem Brexit zugeneigte

Boulevardleser und Meghan-Markle-Hasser. Er argumentiert, die Feindseligkeit ihr

gegenüber offenbare eine tiefere britische Heuchelei, Fremdenfeindlichkeit und

Irrationalität - und stellt sie pointiert der vergleichsweise verhaltenen öffentlichen

Empörung über die tatsächlichen Verbrechen von Prinz Andrew gegenüber. Da

keine weitere Quelle dieses Thema aufgreift, ergibt sich kein Vergleich zwischen

unterschiedlichen Perspektiven, sondern lediglich Nivens eigene, pointiert

satirische persönliche Sicht.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Brasiliens Präsidentschaftswahl und die Bolsonaro-Dynastie

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. In einem Meinungsbeitrag für die

Süddeutsche Zeitung beschreibt Jan Heidtmann den wahrscheinlichen Aufstieg

Flávio Bolsonaros zum Präsidenten als weit mehr als einen persönlichen politischen

Erfolg: Er deutet ihn zugleich als Racheakt gegen Lula und die Gegner der

Bolsonaros sowie als Festigung einer Familiendynastie, die auf

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 9
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Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 9

27 / 35



Korruptionsvorwürfen und autoritären Tendenzen fußt. Heidtmann ordnet ein

mögliches Präsidentschaftsvotum für Bolsonaro zudem in einen größeren

geopolitischen Zusammenhang ein und betont dessen Bedeutung für den

Rechtsruck in Lateinamerika, statt es als rein innenpolitisches brasilianisches

Ereignis zu behandeln.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Innenpolitik in Deutschland: Rente, Spahn und weitere
Affären

Zu diesem Thema liegen ausschließlich drei signierte Meinungsbeiträge aus der

Süddeutschen Zeitung vor, die jeweils einen anderen Strang der deutschen

Innenpolitik beleuchten. Bastian Brinkmann kritisiert in seinem Kommentar die

"Rente mit 63" der SPD als zusätzlichen Bonus für ohnehin gesellschaftlich

Bessergestellte statt als gerechte Maßnahme und wirft der Partei ein neoliberales,

die Generationen gegeneinander ausspielendes Vorgehen vor. Henrike Roßbach

widmet sich Jens Spahn und argumentiert, der einstige "Instinkt-Politiker" habe

sein politisches Gespür verloren - sichtbar an seinem unglücklichen Umgang mit

der Leihmutterschafts-Affäre und seiner fragwürdigen Prioritätensetzung, als er eine

Sardinien-Reise über parlamentarische Pflichten stellte. Ronen Steinke beschäftigt

sich mit einem gänzlich anderen, juristisch-politischen Streitfall: der

Verleumdungsklage, die Elif Eralp gegen Alexander Dobrindt eingereicht hat,

nachdem dieser sie öffentlich als "Antisemitin" bezeichnet hatte; er prüft, ob die

Äußerung den Tatbestand übler Nachrede erfüllt oder als geschützte politische

Meinungsäußerung gilt, und stellt zugleich infrage, ob Gerichte der richtige Ort sind,

um solche politischen Konflikte zu klären. Da es sich bei allen drei Texten um
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Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 7
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namentlich gezeichnete Kommentare handelt, spiegeln die Positionen die

jeweiligen Autoren wider und nicht eine institutionelle Linie der Zeitung -

zusammengenommen ergeben sie jedoch das Bild einer deutschen Innenpolitik,

die von Streitigkeiten über Gerechtigkeit, schwindendes politisches Gespür und die

Grenzen des politischen Diskurses geprägt ist.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Bernard-Henri Lévys Memoiren und antisemitische
Drohungen

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor: In der Süddeutschen Zeitung

stellt Nils Minkmar die Veröffentlichung der Memoiren von Bernard-Henri Lévy als

persönliche Lebenschronik und zugleich als politisches Manifest für ein

demokratisches, europäisch engagiertes Frankreich dar. Minkmar rückt dabei die

antisemitischen Gewaltdrohungen in den Vordergrund, denen Lévy sowohl von

rechtsextremen und islamistischen Kreisen als auch von feindlich gesinnten Staaten

wie Iran und Russland ausgesetzt ist, und bettet dies in eine umfassendere

Erzählung eines rechten "Kulturkampfs" ein, der auf dem intellektuellen Leben

Frankreichs lastet. Da keine weitere Zeitung über das Thema berichtet, gibt es keine

gegensätzliche Einordnung zum Vergleich - die Darstellung beruht allein auf

Minkmars persönlich-politischer Perspektive.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

            Quellenangaben (3)

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 4 — „Jetzt machen sie auf FDP“

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 4 — „Der Instinkt ist weg“

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 5 — „Warum Elif Eralp Alexander Dobrindt anzeigt“
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Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Grönland zwischen Trump und Dänemark

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor. In einem Meinungsbeitrag für

USA Today vertritt Daniel Allott die These, dass Trumps aggressive und

unkonventionelle Druckkampagne gegenüber Grönland - so umstritten sie auch war

- unbeabsichtigt einen positiven Effekt erzielt habe: Sie habe Kopenhagen und

Brüssel dazu gezwungen, stärker um die Loyalität Grönlands zu werben, was den

Grönländern letztlich beispiellose Autonomie, Aufmerksamkeit und ein

verbessertes Sicherheitsabkommen eingebracht habe. Da keine weitere Zeitung

über dieses Thema berichtet, lässt sich hier kein Vergleich zwischen mehreren

Quellen ziehen.

Quellen: USA Today

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

US-Schuldenkrise und ihre Folgen für Europa

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor. In der Süddeutschen Zeitung

deuten Meike Schreiber und Markus Zydra die Rekordverschuldung der USA und die

steigenden Renditen amerikanischer Staatsanleihen als untrügliches Zeichen eines

schleichenden amerikanischen Niedergangs und warnen, dass sich dies bereits

über höhere Finanzierungskosten auf Europa auswirke. Die Autoren beschränken

sich dabei nicht auf eine rein ökonomische Analyse, sondern formulieren eine

politische Warnung: Trump könnte demnach zu Zwangsmaßnahmen gegenüber

ausländischen Banken und Investoren greifen, um die Nachfrage nach US-Schulden

künstlich aufrechtzuerhalten, statt sich dem eigentlichen fiskalischen Problem zu

stellen - eine Einschätzung, die finanzielles Risiko für Europa und die Sorge vor

amerikanischem politisch-finanziellem Druck miteinander verknüpft.
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Quellen: Süddeutsche Zeitung

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Regulierung von Prognosemärkten

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor. In einem Meinungsbeitrag für die

Washington Post argumentiert Ryan Chan-Wei, dass Versuche, Prognosemärkte zu

verbieten oder zu unterdrücken, ein politisches Scheitern darstellen - er verweist

dabei auf einen Papst, der bereits 1591 einen solchen Versuch unternahm und

damit scheiterte. Unterdrückung dränge die Aktivität lediglich in den Untergrund,

ohne das eigentliche Problem, etwa Insiderhandel, zu lösen. Stattdessen plädiert er

für gezielte Durchsetzungsmaßnahmen gegen einzelne Fehlverhalten anstelle

pauschaler Verbote, da funktionierende Prognosemärkte - etwa solche, die Signale

zum Konflikt zwischen den USA, Israel und dem Iran liefern - der Öffentlichkeit

wertvolle Vorhersagen bieten.

Quellen: The Washington Post

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Redefreiheit und der Umgang mit umstrittenen Rednern

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor. In einem Meinungsbeitrag für die

Washington Post argumentiert Roger Friedlander, dass anstößiger Rede am besten

mit offener, kritischer Debatte begegnet werden sollte statt mit Ausladung oder

Verboten, und kritisiert das von Großbritannien verhängte Einreiseverbot gegen den
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Streamer Hasan Piker als Beispiel für eine Zensur, die den offenen Diskurs an

Universitäten untergräbt. Da keine weitere Zeitung über diesen Fall berichtet, lässt

sich seine Sichtweise nicht mit einer alternativen Einordnung vergleichen.

Quellen: The Washington Post

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Debatte über die Geheimdienstreform

Alle vier Beiträge zu diesem Thema stammen aus der Süddeutschen Zeitung und

sind jeweils namentlich gezeichnet - es handelt sich also nicht um eine einheitliche

institutionelle Haltung der Zeitung, sondern um vier persönliche Perspektiven, die

die geplante Geheimdienstreform allesamt kritisch beleuchten. Manfred Selke

konzentriert sich in seinem Kommentar auf die internationale Dimension und

argumentiert, dass eine engere Zusammenarbeit zwischen BND und CIA das Leben

nicht sicherer mache, sondern das Misstrauen zwischen den EU-Partnern vertiefe

und einen internationalen Wettlauf der Geheimdienste auslöse. Torsten Warnecke

nähert sich der Reform dagegen aus historisch-verfassungsrechtlicher Sicht und

sieht in der geplanten Ausweitung geheimdienstlicher Befugnisse einen Bruch mit

dem Trennungsgebot von Polizei und Geheimdienst - einem Prinzip, das

unmittelbar aus den Erfahrungen mit der Gestapo entstanden ist. Dr. Cornelia Reil

ergänzt diese Sicht um ein konkretes historisches Beispiel: Bereits die „Organisation

Gehlen“, Vorläuferin des BND, habe in den 1950er- und 1960er-Jahren die SPD illegal

ausspioniert, und sie warnt, dass die aktuelle Reform ähnliche Willkür ermöglichen

könnte. Uwe Schreiner wiederum betont das politische Zukunftsrisiko und mahnt,

dass erweiterte Geheimdienstbefugnisse einer künftigen, womöglich autoritären

Regierung in die Hände spielen könnten. Zusammen ergeben die vier

Kommentatoren ein vielschichtiges Bild der Kritik - international, historisch und
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zukunftsgerichtet - an ein und derselben Reform, ohne dass in diesem Themenfeld

eine zustimmende Gegenstimme vertreten wäre.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Debatte über freie Märkte versus staatliche Planwirtschaft

Dieses Thema wird ausschließlich von der Washington Post behandelt, in einem

Meinungsbeitrag von Julia R. Cartwright. Sie wendet sich gegen das Buch von

James K. Galbraith, der freie Märkte und Neoliberalismus für den Niedergang

Amerikas verantwortlich macht und eine Ausweitung staatlicher

Wirtschaftsplanung fordert. Cartwright hält dem entgegen, dass Galbraiths eigenes

Beweismaterial - insbesondere das Scheitern der Russland-Sanktionen - genau die

gegenteilige Lehre nahelege: Macht solle über Märkte verteilt statt in einem ohnehin

dysfunktionalen Staatsapparat konzentriert werden. Da keine andere Quelle diese

Debatte aufgreift, gibt es keinen Vergleich zwischen unterschiedlichen Blickwinkeln;

der Beitrag ist als polemische Erwiderung einer einzelnen Kolumnistin auf die

These eines bestimmten Buches zu verstehen, nicht als institutionelle Position der

Washington Post.

Quellen: The Washington Post
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Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Leserbriefdebatte über Ben-Gvir/Smotrich und deutsche
Staatsräson

Alle fünf Beiträge zu diesem Thema sind Leserbriefe in der Süddeutschen Zeitung

und spiegeln somit eine interne Debatte unter Lesern wider, nicht eine

institutionelle Haltung der Zeitung selbst. Rolf Haußmann eröffnet die Debatte,

indem er die Äußerungen von Ben-Gvir und Smotrich als "menschenverachtend"

bezeichnet und fordert, dass sich Sanktionen gegen den Staat Israel als Ganzes

richten müssten, nicht nur gegen einzelne Minister, da dessen "unmenschliche,

kriminelle Besatzungspolitik" ihn permanent delegitimiere. Dr. Ralph Bürk verfolgt

eine ähnliche Linie mit statistischen Argumenten: Er zitiert UN-Zahlen von 73.000

bis 75.000 Getöteten im Gazastreifen seit dem 7. Oktober 2023, um zu belegen, dass

die israelische Armee ihr Vorgehen angesichts der von ihm dargestellten, von Ben-

Gvir geforderten Tötungszahlen drastisch zurücknehmen müsste. Ein anonymer

Leserbrief weitet die Kritik weiter aus und verlangt, dass sich die Empörung gegen

die israelische Regierung und Armee als Institutionen richten solle, da Ben-Gvirs

Worte lediglich eine längst etablierte Praxis der IDF beschrieben - gezielte Tötungen

in großer Zahl, auch von Zivilisten und Journalisten. Dr. Ulrich Klatt wählt eine

rechtlich-politische Perspektive und argumentiert, die deutsche Staatsräson

gegenüber Israel dürfe nur für Israel in seinen anerkannten Grenzen gelten; für

Handlungen in den besetzten Gebieten dürfe Israel nicht auf deutsche

Unterstützung zählen. Ingeborg Keil schließt mit dem schärfsten Appell: Sie fordert

unverzügliche deutsche Sanktionen gegen die israelische Regierung, um einen

Völkermord zu verhindern, und warnt, wer schweige, stimme zu - Deutschland

drohe erneut, Schuld auf sich zu laden. Trotz unterschiedlicher Schwerpunkte -

moralische Verurteilung, statistische Argumentation, staatsrechtliche Erwägung

oder historische Mahnung - laufen alle fünf Stimmen auf denselben Vorwurf hinaus:

Die offizielle deutsche Empörung, die sich auf die persönliche Verurteilung zweier

Minister beschränke, werde der von ihnen gesehenen Verantwortung Israels wie

Deutschlands nicht gerecht.
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Quellen: Süddeutsche Zeitung
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Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 18 — „Empörung über Ben-Gvir - Menschenverachtend“

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 18 — „Horrend hohe Zahl Getöteter“

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 18 — „Deutschlands Heuchelei“

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 18 — „Empörung ausschließlich auf Einzelpersonen“

Süddeutsche Zeitung, 29.9.2026, S. 18 — „Wer schweigt, stimmt zu“
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